
Bundessozialgericht

— 4/5 RJ 444/76 —

I m N a m e n d e s V o l k e s

Verkündet am U r t e i 1
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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 45. März 1978

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Schleswig—Holsteinischen Landessozialgerichts vom

4. Oktober 4976 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen
Kosten auch des Revisionsterfahrens zu erstatten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Streitig ist die zeitlich beschränkte Versagung einer

Versichertenrente.

Der 1956 geborene Kläger, gelernter Dachdecker, mußte 1969

wegen eines cerebralen Anfallsleidens seinen Beruf auf—

geben und stellte bei der beklagten Landestersicherungs-

anstalt (LVA) Antrag auf Maßnahmen der Berufsförderung.

Die Bemühungen, einen für den Kläger geeigneten Umschulungs-

beruf zu finden, zogen sich hin. Schließlich schlug die
Beklagte dem Kläger im Zuge von Beratungsgesprächen wieder-

holt, darunter im März 1972, die Umschulung zum Büro—

praktiker vor. Dies lehnte der Kläger zunächst ab.

Die Beklagte, die den Kläger bereits im Oktober 1970

schriftlich über den Inhalt des 5 1245 Abs 1 der Reichs—
versicherungsordnung (EVO) in der bis zum Inkrafttreten
des Gesetzes über die Angleichung der Leistungen zur

Rehabilitation (RehaAnglG) am 1. Oktober 1974 geltenden

Fassung - aufgehoben inzwischen auch in dieser Fassung

durch den Allgemeinen Teil des Sozialgesetzbuches (SGB 1) -
unterrichtet hatte, belehrte den Kläger mit Schreiben vom
14. Juni 1972 erneut über die Folgen einer Ablehnung von
Berufsförderungsmaßnahmen, indem sie ihm den wesentlichen

Inhalt diesmal der Absätze 1 und 2 des 5 1245 RVO mit—

teilte.

Bereits 1971 hatte der Kläger bei der Beklagten auch einen

Rentenantrag gestellt. Mit dem streitigen Bescheid vom
21. November 1972 bewilligte die Beklagte dem Kläger Rente

wegen Berufsunfähigkeit auf Zeit vom 1. September 1971 bis

51. Juli 1975, versagte sie ihm aber zugleich für die Zeit

vom1. August 4972 bis 54. Juli 1975 unter Bezugauf
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5 1245 Abs 1 EVO mit der Begründung, der Kläger habe sich

trotz Belehrung über die Folgen einer vorgesehenen Maßnahme

der Berufsförderung entzogen. Den hiergegen erhobenen Wider-

spruch wies die Beklagte zurück und stützte sich diesmal auf

5 1245 Abs 2 BVD (Widerspruchsbescheid vom 17. Mai 1975).

Die hiergegen erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG)

mit einer weiteren, auf weitergewährung der Rente über den

51. Juli 1975 hinaus gerichteten Klage verbunoen und dem
Begehren des Klägers voll entsprochen (Urteil vom 9. Mai 1974).

Das Landessozialgericht (LSG) hat mit dem angefochtenen
Urteil vom 4. Oktober 1976 einen Anspruch des Klägers auf

Rente wegen Berufsunfähigkeit über den 51. Juli 1975 hinaus

verneint, die Berufung der Beklagten aber insoweit zurückge-

wiesen, als sie die — vom SG aufgehobene - Rentenversagung

betrifft. Hierzu heißt es in der Begründung, die Vorausset—

zungen des 5 1245 Abs 2 RVG lägen nicht vor. Es liege nahe,

daß der Rentenversicherungsträger im Sinne dieser Vorschrift

eine Maßnahme der Berufsförderung erst dann "vorsehe", wenn
er sie durch bindenden Verwaltungsakt formell bewilligt habe.

Auch habe die Beklagte mit der Wiedergabe des Textes des

S 1245 Abs 2 BVD ihrer gesetzlichen Hinweispflicht nicht
genügt. Schließlich habe sich der Kläger auch mit triftigem

Grund geweigert, die angebotene Umschulung anzunehmen: Die

Beklagte hätte dem Kläger ohne Schwierigkeiten und Mehrkosten

eine von ihm erstrebte Umschulung zu einem anderen Beruf an—

bieten können. Zumindest sei der Kläger entschuldigt.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision tritt nur die Beklagte

diesem Urteil entgegen. Sie führt aus, eine Maßnahme habe

der Rentenversicherungsträger im Sinne von 5 1245 Abs 2 BVD

immer schon dann vorgesehen, wenn er dem Versicherten die

Gewährungsabsicht erkennbar mitgeteilt habe. Was die Frage

der Anforderungen an den Hinweis über die Folgen einer Wei-

gerung des Versicherten betreffe, die angebotene Maßnahme

anzunehmen, so sei es nicht erforderlich gewesen, dem Kläger

im einzelnen darzulegen, daß die Umschulung zum Büropraktiker
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für geeignet und zumutbar angesehen werde; die fast wörtliche

Wiedergabe des Gesetzestextes müsse genügen, zumal der Kläger

schon wiederholt mündlich belehrt worden sei. Schließlich

könne man das ablehnende Verhalten des Klägers nicht als ent-

schuldigt ansehen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Schleswig—Holsteinischen

Landessozialgerichts vom 4. Oktober 4976

sowie das Urteil des Sozialgerichts Kiel

vom 9. Mai 4974 insoweit aufzuheben, als

die Versagung der Berufsunfähigkeitsrente

aus dem Bescheid vom 21. November 4972 auf-

gehoben worden ist, und die Klage in vollem

Umfangs abzuweisen.

Der Kläger beantragt,
die Revision als unbegründet zurückzuweisen

und der Beklagten die außergerichtlichen
Kosten des Revisionsverfahrens aufzuerlegen.

Er hält das angefochtene Urte.l für zutreffend und bittet

zu erwägen, ob nicht auch die Anwendung des Grundgedankens

aus 5 67 SGB 4 in Frage käme°

II

Die Revision ist zulässig, in der Sache aber nicht begründet.

Nach dem vorliegend noch anzuwendenden 5 4245 Abs 4 RVO

in der vor dem Inkrafttreten ces RehaAnglG am 1. Oktober

1974 geltenden Fassung kann einem Versicherten, nach Absatz

2 aaO auch einem Rentenempfänger die Rente wegen Berufsun—

fähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit ganz oder teilweise auf

Zeit versagt werden, wenn er sich ohne triftigen Grund einer
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vom Träger der Rentenversizherung vorgesehenen Maßnahme ua
der Berufsförderung entzieht und bescimmte weitere Voraus—

setzungen vorliegen. Im konkreten Fa.l hat die Beklagte dem

Kläger die Rente in dem Bescheid versagt, mit dem sie diesem

eine Versichertenrente erstmals bewilligt hat. Während die

Beklagte den Bescheid vom 24. November 4972 auf 5 4245 Abs 4

RVG, den Widerspruchsbescheid dagegen auf 5 4245 Abs 2 RVO

stützt, hält das LSG —ohne weitere Darlegungen — 5 4245
Abs 2 BVD für anwendbar. Hiergegen bestehen Bedenken. Erst

5 24 Nr 72 Buchst b RehaAnglG hat die letztgenannte Vor"

schrift um die Worte "oder ein Rentenantragsteller" erwei—

tert. Manches könnte dafür sprechen, daß @ 4245 Abs 2 RVO

in der vor dem 4. Oktober 4974 geltenden Fassung nur auf

Versicherte angewendet werden kann, die zur Zeit, als sie der
Rentenversicherungsträger über die Folgen einer Weigerung

belehrt hatte, bereits Rentenempfänger gewesen waren; ande-

rerseits wäre aber auch zu klären, wieweit in Fällen der

vorliegenden Art überhaupt angenommen werden könnte, daß

"Berufsunfähigkeit oder EEwerbsunfähigkeit in den nächsten

drei Jahren nach der Weigerung" im Sinne des 5 4245 Abs 4 RVO
eingetreten sein könnte. Indessen kann alles dies dahinstehen.

Ebenso kann offen bleiben, wenn eine MaßnahmeiS des 5 4245
Abs 4 und 2 BVG "vorgesehen" (vgl dazu BSGE 55, 46, 47) und

ob im Rahmen des triftigen Grundes auch die persönliche Nei-

gung des Versicherten zu berücksichtigen ist (vgl nunmehr
5 64 SGB 4). Jedenfalls schreiben sowohl Abs 4 als auch Abs 2

des 5 4245 RVO vor, daß derjenige, dem die streitige Maß-

nahme - hier der Berufsförderung — angeboten worden ist, auf

die Möglichkeit der Rentenversagung im Falle der Weigerung

"vorher schriftlich hinzuweisen ist" (jeweils letzter Satz

aaO). Dem hat die Beklagte, wie das LSG zutreffend erkannt

hat, nicht genügt.

Die Rentenversagung ist für den betroffenen Versicherten eine

einschneidende Maßnahme. Sie ist dies zweifellos auch für

den Kläger, dem die Beklagte die Rente für ein Jahr in voller

Höhe versagt hat. Erteilt der Rentenversicherungsträger den
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schriftlichen Hinweis, nachdem sich de1 Versicherte — wie

der Kläger spätestens im März 1972 — schon geweigert hatte,

die vorgeschlagene Umschulung anzunehmen, so iient der Hinweis

zugleich dazu, den Versicherten anzuhalten, sxine Weigerung

zu überdenken und sich doch noch zu enischlie‚en, die vom

Rentenversicherungsträger angebotene Mzßnahme anzunehmen und

so eine Rentenversagung zu vermeiden. ion dieser Funktion des

gesetzlichen Hinweises her wird zunächst verständlich, daß

das Gesetz zwingend dessen Schriftform 1nordnet; nur sie stellt

sicher, daß der Hinweis unmißverständlich ist. Soweit die

Beklagte daher schlüssig verträgt, sie 1abe der Kläger ge-

nauer und wiederholt schon mündlich bel:hrt, sc daß mündliche

und schriftliche Belehrung zusammenzuhaiten und gemeinsam

zu würdigen sei, ist dies unbeachtlich. Nur was dem läger

schriftlich eröffnet worden ist, ist von Bedeutung. Las LSG

hat auch richtig erkannt, daß der Rentenversicherungsträger

seiner gesetzlichen Hinweispflicht nicht schon nachkommt,

wenn er den Versicherten über den wesentlichen Inhalt des

Gesetzestextes unterrichtet. Der Hinweis muß vielmehr, soll

er seiner Funktion genügen, konkret, dh unmißverständlich

auch auf den Fall des Versicherten bezogen sein. Andernfalls

wäre nicht gewährleistet, daß der Versicherte von der

Rentenversagung nicht überrascht wird. Der schriftliche

Hinweis des Versicherungsträgers muß daher Ausführungen

darüber enthalten, auf Grund welcher Umstände im einzelnen

er das Tatbestandsmerkmal der Weigerung des Versicherten ohne

triftigen Grund gerade in seinem Fall für gegeben hält. Bei

Anwendung des 5 4245 Abs 1 RVG kann es darüber hinaus jc
nach Lage des Falles geboten sein, daß der Versicherungs—

träger darlegt, ob und aus welchem Grunde er annimmt, die Be-
rufsunfähigkeit oder die Erwerbsunfähigkeit beruhe "ganz

oder überwiegend auf Umständen, zu deren Behebung die vor—
gesehene Maßnahme durchgeführt werden sollte"; bei Anwendung

des Absatzes 2 aaO kann der Hinweis geboten sein, warum
welche konkret vorgesehene Maßnahme nach Meinung des Ver—

sicherungsträgers "die Berufsunfähigkeit oder die Erwerbs—
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unfähigkeit ... voraussichtlich beseitigt" hätte. In jedem

Fall muß der schriftliche Hinweis den Versicherten unmißver—

ständlich darüber aufklären, daß er ernsthaft damit zu
rechnen habe, ihm werde bei (weiterer) Weigerung die Rente

versagt werden (zu alledem ähnlich zB Zweng/Scheerer, Renten—

versicherung der Arbeiter und4br Angestellten, Stand Juli

4977, 5 4245, Anm II 6).

Diesen Anforderungen entsprechen die schriftlichen Mittei-

lungen der Beklagten an den Kläger nicht; nach den unange-
griffenen Feststellungen des LSG enthalten sie im wesentlichen

nur eine Wiedergabe des Texte; des 5 1245 Abs 4 und 2 RVG,

also eine abstrakte Rechtsbelehrung und keinerlei Hinweis

darauf, ob und gegebenenfalls in welcher Weise die Beklagte

von dem ihr durch die Vorschrift eingeräumten Ermessen Ge-

brauch machen werde.

Fehlt es hiernach an einem den gesetzlichen Erfordernissen

entsprechenden Hinweis und damit an einer Voraussetzung

der Rentenversagung, so hat das LSG diese zu Recht aufge-

hoben. Die Revision der Beklagten gegen das zutreffende

Urteil des Berufungsgerichts mußte als unbegründet zurück-

gewiesen werden.

Die Beklagte hat dem Kläger gemäß 5 493 ßbs 1 des Sozialge—

richtsgesetzes die außergerichtlichen Kosten auch des

Revisionsverfahrens zu erstatten.
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